
be, der Kollege Gauck hat dies in diesem Hohen Hause eindring­
lich und deutlich gesagt. Und hätten wir das nicht gemacht, son­
dern in der Manier von Boulevardblättern gearbeitet, dann wäre 
in diesem Ausschuß nicht eine einzige vernünftige Tat möglich 
gewesen.

(Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Jetzt an der 3 noch jemand, ja? Nein, das ist ein Irrtum. Dann 
bitte dahinten noch. Zwei Anfragen bitte.

Frau Grabe (Bündnis 90/Grüne):

Herr Abgeordneter, wie kommen Sie zu der Annahme, daß 
hier irgendjemand in diesem Hause bedauert, was im vorigen 
Herbst in diesem Land passiert ist?

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Bitte schön, Ihre Frage, Abgeordneter Misseiwitz.

Dr. Misseiwitz (SPD):

-'Herr Abgeordneter, ich teile die Meinung, daß jeder leichtferti­
ge Umgang mit dieser schwierigen Angelegenheit von geringem 
Nutzen ist und übrigens vielmehr Schaden bewirken kann. Ich 
möchte Sie aber hier fragen, inwiefern Sie glauben, daß den Ab­
geordneten dieser Kammer ein größeres Schutzbedürfnis zu­
steht als anderen, da Sie doch sonst ebenfalls dafür einsetzen, 
daß diese Gesellschaft sich davon reinigt und dieser Prozeß der 
Aufklärung fortgesetzt wird. Wieso sind Abgeordnete, die aller­
dings in einer höheren Verantwortung stehen, hier in einem hö­
heren Maße schutzwürdig nach Ihrer Meinung?

Geisthardt (CDU/DA):

Ich glaube, ich habe gesagt: Es gab eine friedliche Revolution 
und manche bedauern dies heute. Und wenn Sie einmal herum­
hören und wenn Sie wirklich das Ohr am Volke haben, wie das 
immer so behauptet wird, dann würden Sie nämlich wissen, was 
heute sehr häufig gesagt wird: Hätten wir damals die Revolution 
mit Blutvergießen gemacht, brauchten wir uns heute nicht da­
mit rumzuärgern, daß so viele alte Leute in den Positionen sit­
zen, wo sie nicht hingehören. Das ist nicht meine Meinung, aber 
das ist die Meinung vieler Leute im Volke.

(Unruhe im Saal)

Ich glaube, Kollege Misseiwitz, da haben Sie mich zuminde- 
stens falsch verstanden. Ich möchte das nicht anders definieren. 
Ich habe nicht davon gesprochen, daß Abgeordnete dieser Kam­
mer besondere Rechte genießen sollen, außer denen, die ihnen 
das Gesetz zugesteht. Aber ich wende mich einfach dagegen, daß 
hier und heute Namen genannt werden; denn dann setzen wir 
einen Prozeß in Gang, der mit Herrn Fischer angefangen hat, 
und dann werden weitere Namen genannt, und irgendwo wird 
das unkontrollierbar. Und Sie wissen, wie schnell man einen 
Menschen nicht nur politisch töten, sondern ihn auch physisch 
und psychisch vernichten kann. Und das ist mit diesen Dingen 
durchaus möglich, wenn wir damit nicht verantwortungsbewußt 
umgehen. Ich bitte Sie alle um diese Verantwortung, damit wir 
den Anschein dieses Parlamentes nicht nur als Anschein haben, 
daß es demokratisch ist, sondern auch in seiner Arbeit beweisen, 
daß es ein demokratisches Parlament ist.

(Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

So, ich sehe keine weiteren Wortmeldungen. Dann können wir

zunächst abstimmen über die - ja bitte schön, Herr Anys von der 
Fraktion der DSU.

Anys (DSU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir haben keine 
größeren Rechte, die Rechte sind ja eben angesprochen worden, 
als andere Menschen in unserem Lande, aber wir haben größere 
Pflichten als andere. Und zu diesen Pflichten gehört, daß wir un­
ter uns Sauberkeit schaffen. Es ist schon angedeutet worden, 
nach welchen Möglichkeiten dies geschehen kann. Klar ist, daß 
es nun so geschehen muß, daß kein Unschuldiger verleumdet 
wird, auf der anderen Seite aber die, die schuldig geworden sind, 
doch nun für sich selbst und damit für uns alle die Konsequenz 
ziehen.

Ich meine, wir haben ein Recht darauf, daß möglichst schnell - 
und ich persönlich würde dafür plädieren: noch heute - diejeni­
gen angesprochen werden unter uns, die in der Vergangenheit 
hier als Mitarbeiter des Staatssicherheitsdienstes gearbeitet ha­
ben und sie noch heute nacht für sich selbst die Konsequenzen 
ziehen.

(Beifall, vor allem bei CDU/DA)

Es geht nicht an, daß wir - so meine ich - dies erst in den Aus­
schuß verweisen. Es ist lange und immer wieder zu diesem Pro­
blem geredet worden. Und ich möchte hier einfach den Antrag 
weitergeben von unserer Fraktion, daß heute noch die Dinge 
entschieden werden und die Fraktionsvorsitzenden mit den Be­
treffenden sprechen, um auf diese Weise hier keine Hexenjagd 
oder eine Verdächtigung stattfinden zu lassen. Ich jedenfalls 
möchte - ich gehöre zu den 256 Zurückbleibenden oder Aus­
scheidenden - unbelastet wieder in meine Stadt zurückkehren 
und meinen Wählern nun ohne, daß ich Verdächtigungen ausge­
setzt bin, in die Augen schauen.

(Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Danke schön. - Bloß, daß es hier keine Mißverständnisse gibt: 
Die Arbeit dieses Ausschusses ist noch nicht fertig. Ich habe vor­
hin gesagt, daß die voraussichtlich am Montag abgeschlossen 
ist. Insofern ist ein Wunsch heute schlicht nicht zu erfüllen.

(Vereinzelt Beifall)

Ich stelle jetzt die Frage: Wer dafür ist, daß diese Drucksa­
che 256 an den Zeitweiligen Prüfungsausschuß zur Überprüfung 
der Abgeordneten überwiesen wird, den bitte ich um das Hand­
zeichen. - Danke schön. Wer ist dagegen und möchte heute ent­
scheiden? - Danke schön. Wer enthält sich der Stimme? - Die 
Mehrheit ist für Überweisung gewesen.

Wir sind noch nicht am Ende unserer Tagesordnung. Es liegt 
noch eine Reihe weiterer kleinerer und größerer Dinge vor.

Zunächst komme ich noch einmal zu Punkt 5. Es handelt sich 
um das von der SPD eingebrachte Gesetz zur Anpassung der 
Renten einschließlich der Sozialzuschläge an die Entwicklung 
der Nettolöhne. Die Ausschüsse, an die wir es überwiesen haben, 
haben in der Zwischenzeit getagt. Sie haben uns mit der Druck­
sache Nr. 245 a einen Beschlußvorschlag vorgelegt. Ich hoffe, er 
ist Ihnen inzwischen ausgeteilt. Ich bitte den Berichterstatter 
des Ausschusses für Arbeit und Soziales, diese Vorlage zu be­
gründen. Bitte schön. - Wer ist es? Wer begründet den Antrag? 
Dr. Altmann, bitte.

Dr. Alt mann, Berichterstatter des Ausschusses für Arbeit 
und Soziales:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die beiden Aus­
schüsse, der Haushaltsausschuß und der Ausschuß für Arbeit 
und Soziales, haben getagt und sind zu folgender Beschlußemp­
fehlung gekommen. Sie liegt Ihnen vor:
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